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Planergänzungsverfahren für die Errichtung und den Betrieb der Deponie Haaßel;  
Antragsteller: Fa. Kriete Kaltrecycling GmbH, Haaßeler Weg 30, 27404 Seedorf  

Erneute Beteiligung gem. §§ 8, 19 Abs. 1 und 3 WHG

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Planfeststellungsbeschluss vom 28.01.2015 für die Errichtung einer Deponie der Klasse I in 
der Gemarkung Haaßel, Antragsteller Kriete Kaltrecycling GmbH, ist vom Oberverwaltungsge-
richt Lüneburg mit Urteil vom 4.07.2017 für teilweise rechtswidrig und daher im Ganzen für nicht 
vollziehbar erklärt worden. Neben der fehlenden Standortalternativenprüfung bemängelt das Ge-
richt, dass die wasserrechtliche Erlaubnis für die Einleitung von Oberflächenwasser in den Win-
dershusener Abzugsgraben sowie für die Versickerung in ein Versickerungsbecken ohne das 
gem. § 19 Abs. 3 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) erforderliche Einvernehmen der zuständigen 
unteren Wasserbehörde, dem Landkreis Rotenburg, erteilt wurde. 

Um den Verfahrensfehler bzgl. der wasserrechtlichen Erlaubnis im Rahmen eines Planergän-
zungsverfahrens heilen zu können, bitte ich nunmehr darum, das Einvernehmen gemäß § 19 
Abs. 3 WHG zur Erteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis zu erklären oder mir ggf. die Gründe 
zu benennen, die Sie an der Herstellung des Einvernehmens hindern. 

Eine Ausfertigung der Planunterlagen einschließlich der Umweltverträglichkeitsstudie (3 Ordner) 
ist gegen Rückgabe beigefügt. Außerdem habe ich den Planfeststellungsbeschluss vom 
28.01.2015 (relevant die Seiten 20,21 und 24,25) sowie das Urteil des OVG vom 4.07.2017 (re-
levant die Seiten 144 bis 147) und die im Planfeststellungsverfahren abgegebene Stellungnah-
me des Gewässerkundlichen Landesdienstes (NLWKN) beigefügt.  

Von Interesse für Sie dürften im Übrigen die Seiten 98 – 129 des Urteils sein, auf denen das Ge-
richt zum „Thema Oberflächenwasser“ feststellt, dass weder Belange der Wasserrahmenrichtli-
nie tangiert noch wasserrechtliche Bewirtschaftungsziele beeinträchtigt werden. 

Der Vollständigkeit halber weise ich darauf hin, dass der gewässerkundliche Landesdienst – oh-
ne nähere fachliche Begründung - angemerkt hatte, dass „die Einleitmenge 3 l/s nicht über-
schreiten sollte“. Die Planfeststellungsbehörde hält – gestützt auf die vom NLWKN zugearbeitete 
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UVP sowie auf die fachliche Beurteilung aus Sicht der Deponieüberwachung - die vom Pla-
nungsbüro der Vorhabenträgerin errechneten 5 l/s für angemessen und hat dementsprechend 
planfestgestellt. Diese Beurteilung hat der gerichtlichen Prüfung standgehalten. 

Als Frist für Ihre Rückmeldung habe ich hier den 24.11.2017 notiert.  

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

gez. Tabatt 


